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Positionierung der EU-Kommission zur Einhaltung von Emissionsgrenzwerten 

 

Rülke und Haag: Pläne der EU-Kommission zur Enteignung 
von mindestens 8 Mio. Autofahrern umgehend stoppen 
 
FDP-Europaabgeordnete lagen goldrichtig, von der Leyen nicht zu wählen 

 

Es wurde bekannt, dass die EU-Kommission in einem laufenden Gerichtsverfahren, in dem es 

auch um die Einhaltung von Schadstoffgrenzwerten bei Euro-5-Diselfahrzeugen gehe, eine 

völlig andere als die bisherige Rechtsauffassung eingenommen habe. Statt wie bisher als 

Grundlage der Zulassung die Einhaltung von Grenzwerten in bestimmten Szenarien 

vorzusehen (Neuer Europäischer Fahrzyklus – NEFZ) vertrete die Kommission nun die 

Auffassung, dass ein Fahrzeug in allen Fahrsituationen die strengen Grenzwerte einhalten 

müsse. Hierzu sagte der Vorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke: 

 

„Die EU-Kommission betreibt mit ihren unverantwortlichen Positionen die Enteignung von 

mindestens acht Millionen Diesel-Fahrern. Auch Benzin-Fahrzeuge könnten betroffen sein. 

Die Fachwelt und die verantwortliche Politik waren sich stets einig, dass es definierte 

Prüfszenarien geben muss, in denen Grenzwerte einzuhalten sind. Aber sicher nicht mit 

Wohnwagen am Heck und unter Volllast bergauf, wie es jetzt die EU-Kommission 

befürwortet. Diese 180-Grad-Wende unter der Leitung von Ursula von der Leyen ist ein 

unverantwortlicher Schlag ins Gesicht aller. Mit ihrer tiefgrünen Agenda macht sie sich zur 

kaltschnäuzigen Lobbyistin völlig überzogener Forderungen. Die FDP-Abgeordneten im 

Europaparlament waren sehr gut damit beraten, dies Dame nicht zur Präsidentin zu 

wählen.“ 

 

Der Sprecher für individuelle Mobilität der FDP/DVP-Fraktion, Friedrich Haag ergänzte:  

 

„Mit dem drohenden Betriebsverbot blitzt einmal mehr eine ignorante Symbolpolitik auf. 

Oftmals werden diese älteren Fahrzeuge gefahren, weil sie noch einwandfrei funktionieren 

und nicht jeder das Geld hat, sich ständig neue oder neuwertige Fahrzeuge zu kaufen. Die 

Europapolitik sollte sich den wirklichen Aufgaben widmen. Dazu gehört vor allem endlich 

eine Perspektive für die Zulassung von Neufahrzeugen nach 2035, die nachweislich nur mit 

E-Fuels betrieben werden können.  Nachhaltigkeit beginnt damit, Vorhandenes weiter 

sinnvoll zu nutzen. Und das geht mit synthetischen Kraftstoffen. Deshalb muss jetzt alle Kraft 

in deren Hochlauf investiert werden.“ 


